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Pressemitteilung des Bundes Naturschutz in Bayern e.V.


Pressemitteilung


Nürnberg, 01.06.07

PM 069-07
Landwirtschaft
Echter Klimaschutz durch Biomasseanbau braucht bessere  ökologische Standards 
BN fordert Nachbesserungen beim Erneuerbare Energien Gesetz (EEG)
Nachwachsende Rohstoffe sind wichtige Grundpfeiler einer nachhaltigen Energieversorgung, die ohne fossile Energien und ohne Atomenergie auskommt. Der Bund Naturschutz in Bayern e.V. (BN) begrüßt , dass viele Landwirte in Bayern zur Existenzsicherung ihrer Betriebe bei niedrigeren Preisen für Lebensmittel Alternativen im Bereich der Erzeugung erneuerbarer Energien nutzen möchten. „Um die sich abzeichnenden Umweltkonflikte durch den zunehmenden Maisanbau und soziale Konflikte durch die zunehmende Flächenkonkurrenz mit der Nahrungsmittelerzeugung zu entschärfen, muss die Förderpolitik im EEG geändert werden und es eine vorausschauende Landesplanung für die weitere Genehmigung von Biogasanlagen geben“, so Prof. Dr. Hubert Weiger, Landesvorsitzender des Bundes Naturschutz. „Denn nur so kann ein nachhaltiges Landschaftsbild ohne Monokulturprobleme gesichert und die regionale Lebensmittelerzeugung erhalten werden“, so  Weiger weiter.

Flächenkonkurrenz zu Nahrungsmittelanbau und Futterproduktion

Während Photovoltaikanlagen auf Dächern und Wärmedämmung an Gebäuden keine Umweltkonflikte hervorrufen, beobachtet der BN mit Sorge die sich abzeichnenden Konflikte im Bereich des Anbaus nachwachsender Rohstoffe. Als Folge einer Sonderförderung für den Einsatz von Nachwachsenden Rohstoffen (Bonus von 6 Ct/kWh für Biogasstrom, Erneuerbare Energien Gesetz 2004) wird neuerdings im Umfeld von Biogasanlagen gezielt Mais in Intensivkultur angebaut. So hat sich bundesweit die Fläche für den Mais zur Biogasnutzung mehr als verdoppelt. Bundesweit stieg die  „Energiemaisfläche“ von 92.000 Hektar (ha) in 2005 auf 162.000 ha in 2006. In Bayern stieg der Energiemaisanbau von 18.000 ha in 2005 auf 34.000 ha  in 2006. 
Die Erzeugung gesunder Lebensmittel (flächendeckende Umstellung auf ökologischen Landbau) muss nach Auffassung des BN in jedem Falle Vorrang vor der Produktion von Energiepflanzen haben. Ökologischer Landbau spart Energie und vermeidet weitere Klimagase wie Lachgas auf grund von Stickstoffdüngerüberschüssen und Methan.
Es steht in Deutschland nicht genügend Fläche zur Verfügung, um gleichzeitig den derzeitigen Nahrungsmittelbedarf einschließlich Tierfutter zu decken und immer mehr Energiepflanzen anzubauen.  Auch sind Flächen für den Naturschutz nicht unbegrenzt mehrbar. Die scheinbare Überschussproduktion in Deutschland und der EU kommt dadurch zu Stande, dass in großem Stil Futtermittel importiert werden, u.a. Soja, und dass in den agrarischen Intensivregionen die Nahrungsmittel umweltschädlich erzeugt werden. (Massentierhaltung, Nitrat- und Pestizidbelastungen, Zerstörung der Artenvielfalt, Rückgang der Sortenvielfalt) 
Die gesundheitspolitisch wünschenswerte Reduzierung des Fleischanteils würde Flächen für den Anbau von Energiepflanzen freimachen. Aber selbst dann wäre dies nur ein Tropfen auf den heißen Stein. Nennenswerte Anbauflächen für pflanzliche Treibstoffe gibt es nicht in Deutschland, bestenfalls in südlicheren, dünner besiedelten Ländern. (Zur Flächenbilanz siehe Anlage 1zu dieser PM)
Umweltprobleme durch Biogas vermeiden
Mais ist eine besonders humuszehrende und erosionsgefährdete Kultur, die in der Regel einen hohen Pflanzenschutz- und Düngeraufwand erfordert mit negativen Konsequenzen für Boden, Grundwasser und Artenvielfalt. Der Einsatz gentechnisch manipulierter Pflanzen mit neuen Risikopotenzialen ist zu befürchten. 
Dem Intensivierungsschub muss durch Forschung und Anbau von umweltverträglichen Anbaumischungen für Ganzpflanzensilage und weiteren geeigneten Fruchtfolgegliedern, wie z.B. Hanf, Sonnenblumen etc. vorgebeugt werden. Der BN fordert, gentechnisch veränderte Pflanzen von einer Förderung nach EEG  wegen der damit verbundenen neuen Risiken für Mensch und Umwelt auszuschließen.
Genehmigung neuer Biogasanlagen an Konzepte für eine nachhaltige Nutzung binden 

Der unkoordinierte Neubau von  Biogasanlagen, die nur dann wirtschaftlich betrieben werden können, wenn ausreichend Fläche für den Anbau der Gärsubstrate in unmittelbarer Nähe der Anlagen vorhanden ist, führt zu einer zunehmenden Flächenkonkurrenz mit Betrieben die Nahrungsmittel erzeugen, z.B. Milchviehbetrieben Schweinemästern oder Getreideanbaubetrieben. Deren wirtschaftliche Existenz wird durch die zum Teil enorm steigenden Pachtpreise in unmittelbarer Nähe von Biogasanlagenbetreibern beeinträchtigt. In einigen Landkreisen Bayerns ist eine besonders hohe Dichte der Anlagen erreicht, so in den Landkreisen Ansbach und Donau-Ries. Derzeit werden in Bayern ca. 1350 Anlagen betrieben, das sind 40% der bundesdeutschen Anlagen, es liegen Planungen für weitere 1500 Anlagen in Bayern vor. Um die zunehmende Flächenkonkurrenz auszuschließen, fordert der Bund Naturschutz die bayerische Staatsregierung auf, in der Landesentwicklungsplanung Maßstäbe für die Anlagengenehmigung vorzulegen, die der regionalen Lebensmittelerzeugung eine Vorrangstellung einräumen. 

Biogas aus Reststoffen
Restholz und landwirtschaftliche Abfälle (Biogas im ursprünglichen Sinn) liefern einen ansehnlichen Beitrag zur nachhaltigen Energieversorgung und helfen, den Klimawandel zu bremsen. Biomasse bei der Stromerzeugung ergänzt ausgleichend die fluktuierenden Stromquellen Sonne und Wind.
Begrüßt wird die Nutzung von Biogas zur Verwertung von Reststoffen an landwirtschaftlichen Betrieben und zur Gülleverwertung. 
Auch die Verwertung von Bioabfällen (Biotonne) ist in der Biogasanlage sinnvoll. Werden 10% der landwirtschaftlichen Produkte (als Abfälle) genutzt, so ergibt sich bundesweit ein Potential von 180 PJ, das entspricht etwa 5% des gesamten Endenergiebedarfs Deutschlands, der 2004 noch bei 9.200 PJ lag. 
Biogas nur in Kraft-Wärme-Kopplung
Bei großen Anlagen, insbesondere wenn sie im Außenbereich errichtet werden, ist Abwärmenutzung kaum möglich. Biogasanlagen ohne Reststoffnutzung und ohne Einspeisung der erzeugten Wärme in Nahwärmenetze (sog. Kraft-Wärme-Kopplung) werden vom BN abgelehnt, denn Kraftwerke mit schlechtem Wirkungsgrad haben wir schon heute mehr als genug. Zukunftsfähig sind sie nicht.

Das Abwärmedilemma wäre lösbar, wenn Biogas gereinigt und über das Erdgasnetz an sinnvollere Nutzungsorte transportiert würde (vgl. Erneuerbare Energien Gesetz 2004). Die technischen Probleme bei der Reinigung des Biogases (Schwefel, andere aggressive Anteile) sind aber noch nicht gelöst. Verstärkte Forschung ist angesagt.

Stromproduktion in ländlichen Gebieten und Export des Stroms (oder des Biogases) in Städte und Verbrauchszentren führt nicht von Energieverschwendung weg. Nur dezentrale Nutzung von Strom und Wärme vor Ort entlastet die Atmosphäre. Dies schließt ein, dass die Biogasproduktion  in dezentralen Strukturen und in bäuerlicher Hand bleibt, und nicht der Einstieg von großen Energiekonzernen, wie z.B. EON gefördert werden darf.
BN Forderungen zur Änderungen der Förderkriterien im EEG
· Der bisherige, ökologisch undifferenzierte „Nachwachsende-Rohstoffe-Bonus“ in Höhe von 6 Cent im EEG ist zugunsten folgender Bonus-Vergütungen um 2 Ct/kWh zu senken: 
· Ein Reststoff-Bonus von 1 Ct/kWhel  für die Stromerzeugung aus Restbiomassen der Landschaftspflege und Waldwirtschaft (Mäh- und Schnittgut, Durchforstungsholz) oder für die Stromerzeugung aus Rohstoffen, die auch dem Naturschutz dienen (z.B. Mischfruchtanbau). 

· .Ein Ökolandbaubonus von 1 ct/kWhel sollte für den Anteil der Biomasse gewährt werden, der nach Kriterien des ökologischen Landbaus (nach EU-Verordnung) produziert wurde. 

· Der bisherigen Bonus für die Kraft-Wärme-kopplung (KWK) hat noch nicht genügend Anreize für den Einsatz der effizienten Kraft-Wärme-Kopplung entfaltet und sollte deshalb von 2 ct/kWh auf 4 ct/kWh erhöht werden. Mit der Erhöhung soll auch eine indirekte Förderung des Aufbaus von Nahwärmenetzen erfolgen, die vielfach erst eine erweiterte KWK-Nutzung ermöglichen. 

· Ausschluss der EEG-Vergütung ,wenn bei der genutzten Biomasse gentechnisch veränderte Organismen zum Einsatz kommen. 

· Die EEG-Vergütung darf nur gewährt werden, wenn für die Biogasgülle ausreichende und geeignete Flächen nachgewiesen werden. Dies ist bisher für gewerbliche Biogasanlagen nicht der Fall. 
· Landschaftspflege und Naturschutzkriterien verankern:

· Beschränkung des Anteils einer Fruchtart (z.B. Silomais) in der Biogasanlage auf maximal 50%, 

· Nachweis einer ökologischen Ausgleichsfläche (z.B. Saumstrukturen, Blühstreifen, Feldgehölze, Extensivgrünland) in Höhe von mindestens 5 ha pro 100 kW Anlagenleistung, 

· Verzicht auf Grünlandumbruch. 

· Außer der Einhaltung der gesetzlichen Mindestanforderungen an die Landwirtschaft ist nachzuweisen, dass der N-Überschuss auf den für die Gülleentsorgung eingeplanten Flächen 50 kg pro ha nicht überschreitet. 

· Der BN spricht sich außerdem gegen die Nutzung von importierter Biomasse aus, wenn nicht ein unabhängig zertifizierter Nachweis über die Einhaltung von Mindestkriterien bei den Anbaumethoden, des Schutzes der Menschenrechte, des Schutzes der indigenen Völker, der ILO-Konvention (Arbeitsschutz) und ein Nachweis über den Verzicht auf Einsatz von gentechnisch veränderten Organismen erbracht wird. Aktuelles Negativbeispiel:  Die geplante  Beimischung von  Pflanzenöldiesel in der EU bedroht über 5 Millionen Hektar Regenwald in Südostasien, weil die Fläche für die Palmölproduktion für den europäischen Markt gerodet werden soll.
· Weitere Problemfelder im Bereich Nachwachsende Rohstoffe sind die Getreideverbrennung und die Bioäthanolerzeugung bzw. BtL Strategien.(Anlage 2)

· Zum  Gesamtkomplex Holznutzung siehe Anlage 3.
Für Rückfragen

Marion Ruppaner
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Anlage 1 

Flächenbedarf zur Sicherung der Selbstversorgung an Lebensmitteln

Als landwirtschaftliche Fläche stehen in Deutschland derzeit ca. 17 Millionen Hektar zur Verfügung. Wegen des anhaltenden Flächenverbrauchs würde ein weiterer Rückgang um ca. 0,5 Mio. ha bis zum Jahr 2010 erfolgen. (Ökoinstitut und Partner, Stoffstromanalyse zur nachhaltigen energetischen Nutzung von Biomasse, Darmstadt 2004).

Die Selbstversorgung mit hochwertigen Lebensmitteln zu sichern ist Präferenz 1 für den BN.

Eine vollständige Umstellung auf den ökologischen Landbau würde nach Seemüller (Markus Seemüller, Der Einfluss unterschiedlicher Landbewirtschaftungssysteme auf die Ernährungssituation in Deutschland in Abhängigkeit des Konsumverhalten der Verbraucher, Ökoinstitut, Freiburg 2000) einen zusätzlichen Flächenbedarf von 5,5 Millionen Hektar bedeuten, gleich bleibende Ernährungsgewohnheiten vorausgesetzt. Bei einem Anteil von 25 % Ökolandbau immerhin noch 1,3 Mio. ha zusätzlich.

Flächenbedarf zur Sicherung der inländischen Futtermittelproduktion

Um die Lebensmittel unter den Bedingungen des Ökolandbaus zu produzieren, kann künftig auch nicht mehr auf Futtermittel aus Drittländern zurückgegriffen werden. Der Nettoflächenbedarf an Futtermitteln betrug nach Seemüller auf Basis der Datengrundlage des Jahres 1995  3,5 Millionen Hektar.

Eine aktuelle Studie des Wuppertalinstituts (Sören Steger, Wuppertalinstitut, Der Flächenrucksack des europäischen Außenhandels mit Agrarprodukten, Wuppertal 2005) errechnet im Durchschnitt der EU eine Nettoflächeninanspruchnahme von 20 % außerhalb der EU, das würde auf Deutschland bezogen ca. 3,4 Mio. Hektar an „Flächenrucksack“ bedeuten. Dies stimmt mit den älteren Zahlen von Seemüller überein. Hinzu kommt, dass seit der BSE-Krise die Verfütterung von Tiermehl verboten wurde, und damit ein zusätzlicher Eiweißfuttermittelbedarf bestand, der heute vielfach mit Importen von Gentech-Soja gedeckt wird. Der Flächenbedarf wird daher auch durch den hohen Fleischkonsum in Deutschland und die hierfür notwendige „Veredelungswirtschaft“ verursacht. 

Der Bund Naturschutz setzt sich seit Jahrzehnten aus Gründen des Gesundheitsschutzes, des Natur- und Tiersschutzes wie der weltweiten Hungerbekämpfung für eine Verringerung des Fleischverbrauchs ein.

· Landwirtschaftliche Fläche in Deutschland,2005
mit Produktion von Nahrungsmitteln (102% Selbstversorgung) und von Kraftstoff (3%)
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· Zusätzlicher theoretischer Flächenbedarf: 

· Ökolandbau
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Anlage 2: Ökobilanz weiterer „Nachwachsender Rohstoffe“
Getreideverbrennung
Die EU-Preispolitik (Weizenpreis, Futtermittelimporte) hat dazu geführt, dass der Weizenpreis unter den Preis für den Brennwert des Getreides gefallen ist. Weil hoch subventionierte Futtermittel nach Deutschland importiert werden, ist derzeit Fläche für den Anbau von Weizen zu Energiezwecken verfügbar. Würden sich die politischen Vorgaben ändern und Futtermittel in Deutschland produziert, wäre keine Fläche für Energieweizen verfügbar. 

Die Getreideverbrennung hat darüber hinaus auch viele technische Probleme, vom Feinstaub bis zu Abgasen, durch den hohen Chlor, Stickstoff und Schwefelgehalt. Deswegen raten auch derzeit bereits Kaminkehrer von vorschnellen Investitionen in diese Technologie ab, da die geltenden Grenzwerte der BIMSCHV nicht eingehalten werden können. 

Der Bund Naturschutz lehnt daher die Getreideverbrennung aus diesen wie aus ethischen Gründen ab. 

Pflanzenöle
Die biologische Abbaubarkeit von Pflanzenölen aus Raps, Sonnenblumen etc. ist ein wesentlich wichtigerer Gesichtspunkt beim Einsatz als die CO2-Neutralität.

Pflanzenöl sollte daher vorrangig in land-, forst- oder wasserwirtschaftlichen Maschinen und Fahrzeugen zum Einsatz kommen: Hydraulik-, Motoren-, Getriebe- oder Sägekettenöl und Schmierfette, auf dem Bau (als Betontrennmittel), beim Erdaushub oder im Bereich der Bahn oder Schifffahrt. Dies würde Boden und Grundwasser schützen. 1,2 Millionen Tonnen Schmiermittel werden in Deutschland jährlich benötigt. Sollten darüber hinaus noch Potentiale an Pflanzenöl bestehen, so ist die hochprozentige Nutzung von Pflanzenölen im Blockheizkraftwerk (BHKW) vorrangig. Pflanzenöl würde dann für den allgemeinen Straßenverkehr nicht mehr zur Verfügung stehen. Die Probleme des Straßenverkehrs müssen dauerhaft mit anderen Mitteln gelöst werden. 

Rapsöl ist das energetisch derzeit wichtigste Pflanzenöl. Raps kann wegen der erforderlichen Bodenqualität und der nötigen Fruchtfolge nur auf max. 15% der Ackerfläche angebaut werden. Der Ölsamen macht nur einen geringen Anteil der Biomasse aus. Der Ölertrag liegt bei 30 Gigajoule (GJ)/ha, also nicht viel höher als der Düngemittel- und Energieeinsatz der konventionellen Landwirtschaft (20 GJ/ha). Da Raps im konventionellen Anbau große Mengen an Mineraldünger benötigt, ist der ökologische Anbau energetisch und wegen der CO2-Einsparung zu bevorzugen. Eine Umesterung zu RME (Rapsmethylester, sog. Biodiesel) ist aus energetischer Sicht nicht sinnvoll. Der Bund Naturschutz steht der Beimischungsverordnung der EU kritisch gegenüber, da dem Markt der kalt gepressten Pflanzenöle (Land-, Forst-, Wasserwirtschaft, Pflanzenöl-BHKWs) der Rohstoff entzogen wird und sich bei der Verbrennung des Mischprodukts aus Öl und Rapsöl  neue Probleme (z.B. Feinstaub) ergeben.

Modellrechnung: Um den deutschen Dieselkraftstoffbedarfverbrauch von ca. 27 Mio tmit Pflanzenöl aus Raps zu ersetzten, würden in Deutschland ca. 18 Mio Hektar Fläche benötigt. Da Raps jedoch aus Fruchtfolgegründen nur auf maximal 25% der deutschen Ackerfläche wachsen kann, würden theoretisch 72 Mio ha Ackerfläche benötigt. Die BRD verfügt jedoch nur über 12,7 Mio ha Ackerfläche.

Ethanol
Es wird in Brasilien seit Jahren eingesetzt und hat weltweit die größte Bedeutung als biogener Kraftstoff. Beimischung bis 5% im üblichen Ottokraftstoff ist möglich. Aber auch reines Ethanol kann in speziellen Motoren als Kraftstoff eingesetzt werden. Der Industriealkohol wird aus der Vergärung von stärke- oder zuckerhaltigen Pflanzen (Getreide, Rüben) unter beträchtlichem Energieaufwand hergestellt und wird derzeit vielfach subventioniert.Flächenkonkurrenz führt zu großen sozialen Problemen in den Erzeugungsländern, dadurch, dass immer weniger Fläche zur Ernährung der Bevölkerung zur Verfügung steht
Methanol
Ähnlich wie bei Ethanol. Beimischung oder reines Methanol als Kraftstoff möglich. Derzeit im Forschungsstadium.

BTL / Synthetisches Benzin / Dieselkraftstoffe / „Sun fuel“
Der „Kraftstoff der Zukunft“ soll - so seine Befürworter - aus dem Wald oder vom Acker kommen: „Biomass to liquid“ (BTL). Dieser synthetische Kraftstoff wird in einem aufwändigen und energiezehrenden Pyrolyse-Verfahren aus Biomasse hergestellt. Nach Angaben seiner Befürworter könnte BTL bis zu 650 PJ/a erzeugen. Diese theoretischen Berechnungen stammen oft vom unrealistischen Ansatz zweier Ernten in einem Jahr. Nur in sehr niederschlagsreichen Jahren wird so eine Ernte aber überhaupt möglich sein.

Außerdem gibt es noch großtechnische Probleme mit der Umsetzung, der Energieeinsatz für das Pyrolyseverfahren ist noch nicht bezifferbar und es ist von riesigen Anlagen samt all ihren Transport- und Infrastrukturproblemen die Rede. Daher lehnt der BN beim derzeitigen Stand der Technologie die BTL-Erzeugung ab.

Anlage 3 : Holz 
Können bzw. sollen Bayerns Wälder „Energieholz“ produzieren? 
Das Leitbild des BN ist die naturgemäße Waldwirtschaft, die jedoch erst mit der Ergänzung durch Totholzprogramme den Zielen der Biodiversitätserhaltung gerecht wird. Der dadurch entstehende Dauerwald ist ein ungleichaltriger, gemischter, mit möglichst hohen Vorräten bestockter, ökologisch wertvoller Wald.

In den letzten Jahren erlebt die Holzverbrennung wieder eine Renaissance. Denn der Sturz des Holzpreises ins Bodenlose ist durch den rapide steigenden Ölpreis beendet. Hackschnitzelanlagen, Scheitholz- und Pelletfeuerungen sind zur ausgereiften Technik entwickelt, weisen günstige Abgaswerte auf und sind gegenüber konventionellen Energieträgern wirtschaftlich.

Der Einsatz von Holz kann nach den Faktoren Klimaschutz (d.h. Dauer der CO2-Fixierung), Ökobilanz (Abgase, Energieaufwand zur Bereitstellung) und den potentiellen Substituten für die verschiedenen Holzverwendungsarten beurteilt werden. 
Beim Bewertungsfaktor Klimaschutz ist die Dauer der CO2-Fixierung entscheidend und hier schneidet Bauholz am besten ab. Denn es fixiert den Kohlenstoff ca. 100 Jahre, ähnlich lang wie CO2 in der Erdatmosphäre verbleibt. Auch Holz als Wärmedämmmaterial dient der langen C-Fixierung. Als Rohstoff für Möbel und Fensterrahmen liegt die Fixierung im Bereich von 10 bis 20 Jahren. Die Nutzung als Brennstoff, Papier und Viskose ist zwar CO2-neutral, führt das CO2 aber nach einem oder wenigen Jahren in die Atmosphäre zurück.

In einer Ökologischen Gesamtbetrachtung ist Bauholz am besten zu bewerten. Wenn Holz energetisch verwendet werden soll, ist es mit dem Ersatz einer Öl- oder Gasheizung durch eine Holzheizung nicht getan: Konsequente Wärmedämmung muss dazu beitragen, die wertvolle Heizenergie erheblich besser zu nutzen. Zu bedenken ist, dass es bei den direkten Abgasen (also ohne CO2, allerdings Stickoxide, Staub, Kohlenwasserstoffe) je nach Feuerungsart und Anlagengröße Probleme geben kann. Insbesondere die Staubrückhaltetechnik für Kleinfeuerungen hat noch erheblichen Forschungsaufwand.

Bayern hat eine produktive Gesamtwaldfläche von 2,4 Mio. ha. Davon werden 100.000 ha abgezogen, die ohne Nutzung sind (Naturschutz, geländebegingt). Ebenso werden noch 100.000 ha abgezogen, die aus Besitzergründen ungenutzt bleiben. Somit verbleiben 2,2 Mio. ha. Der Zuwachs für Bayerns Wälder liegt bei 10,3 Efm/ha*J (Efm = Erntefestmeter). Es wird jedoch nicht der gesamte Zuwachs genutzt. Vom eingeschlagenen Holz gelten etwa 15% des Einschlages als nicht verwertbares Holz. Ziel des BN ist es, dass von diesem sog. nicht verwertbaren Holz das Laubholz insgesamt im Wald belassen wird, und etwa die Hälfte des Nadelholzes für Energiezwecke genutzt werden kann. Deshalb sollen 1,03 Efm/ha*J nicht genutzt und zur Totholzanreicherung im Wald verbleiben, was 10 % des Zuwachses ausmacht. Damit verbleiben 9,27 Efm/ha*J als nutzbarer Gesamtzuwachs.

Für Bayerns Wälder sind dies 20,5 Mio. Efm pro Jahr. Davon können 10 % für die Energiegewinnung genutzt werden. Die Gewinnung von Holz für Energiezwecke darf nicht zu Lasten von Totholz im Wald gehen. Somit ergibt sich ein Energieinhalt des Waldrestholzes von 21 PJ. Rechnet man für Altholz und Industrierestholz dieselbe Menge noch einmal hinzu, können 42 PJ oder 9% des gegenwärtigen Heizenergiebedarfs Bayerns aus Waldholz und Rest-/Altholz gewonnen werden.

Diese Brennstoffmenge würde ausreichen, ca. 400.000 bayerische Wohnungen zu beheizen. Wären diese Wohnungen allerdings wärmegedämmt (10-Liter-Haus), würde es für 1,2 Mio. Wohnungen reichen, beim 3-Literhaus (wie es bei einem nachhaltigen Wirtschaften unterstellt werden kann) sogar für fast 4 Mio. Wohnungen (z. Vgl.: in Bayern gibt es rd. 5,5 Mio. Wohnungen).

Dieses Beispiel unterstreicht noch einmal, wie wichtig die Wärmedämmung für die Beurteilung des Energiepotentials ist.

Waldholz kann einen zumindest regional nennenswerten Beitrag zur Energiegewinnung bringen. Entscheidend ist hierbei, dass keine großen Transportentfernungen zur Verarbeitung und zum Endverbraucher entstehen. Eine wohnortnahe bis regionale Verwendung von Energieholz kann deshalb toleriert werden, sofern sichergestellt ist, dass genügend Totholz im Wald stehen und liegen bleibt. Dies ist insbesondere im öffentlichen Wald und in alten Laubwäldern sowie in alten Gebirgswäldern zwingend erforderlich. Bei der Genehmigung von Holzheiz(kraft)werken ist deshalb nur mit einem Einzugsbereich von max. 50 km zu kalkulieren und beim Genehmigungsverfahren ein Holzversorgungsplan zwingend vorzuschreiben um Holz- bzw. Holzpellet-Transporte quer durch Europa zu vermeiden.
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